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B E S C H L U S S : 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des 

Präsidenten  Dr. K o r i n e k ,  in Anwesenheit der 

Vizepräsidentin  Dr. B i e r l e i n  und der Mitglieder  

Dr. B e r c h t o l d - O s t e r m a n n ,   

DDr. G r a b e n w a r t e r ,  Dr. H a l l e r ,  Dr. H e l l e r ,  

Dr. H o l z i n g e r ,  Dr. K a h r ,  Dr. L a s s ,  

Dr. L i e h r ,  Dr. M ü l l e r ,  Dr. O b e r n d o r f e r ,  

DDr. R u p p e  und  Dr. S p i e l b ü c h l e r  als Stimmführer, 

im Beisein des Schriftführers  Dr. P a u s e r ,  über den Antrag 

1. der Doris  S t u b e r ,  2. des mj. Henrik Filip   

K . ,  dieser vertreten durch Mag. Elisabeth Janeba, und 3. der Mag. 

Elisabeth  J a n e b a ,  (...) , alle vertreten durch Rechtsanwalt 

Dr. Helmut Graupner, Maxingstraße 22-24/4/9, 1130 Wien,  

"1. § 182 Absatz 2 Satz 2 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches, 

JGS Nr. 946 idF BGBl 1960/58 als verfassungswidrig aufzuheben, in 

eventu  

2. § 182 Absatz 2 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches, JGS 

Nr. 946 idF BGBl 1960/58 als verfassungswidrig aufzuheben, in eventu 

3. die §§ 182 Absatz 2, 182a, 182b und 183 Absatz 1 des Allgemeinen 

Bürgerlichen Gesetzbuches, JGS Nr. 946 idF BGBl 1995/25, als 

verfassungswidrig aufzuheben, in eventu  

4. die §§ 179 bis 185 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches, JGS 

Nr. 946 idF BGBl 1 2004/58, als verfassungswidrig aufzuheben, 

jedenfalls  
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5. die Republik Österreich in den Kostenersatz zu verfällen, wobei 

iS des § 27 letzter Satz VerfGG Kostenzuspruch für alle regelmäßig 

anfallenden Kosten zuzüglich USt begehrt wird.",  

in seiner heutigen nichtöffentlichen Sitzung beschlossen: 

 

 

 Der Antrag wird zurückgewiesen. 

 

 

B e g r ü n d u n g : 

 

 

I.  Die 1967 geborene Antragstellerin hat im Feber 2005 mit 

dem 1995 geborenen Antragsteller durch seine obsorgeberechtigte 

Mutter einen Adoptionsvertrag abgeschlossen, worin unter anderem 

festgestellt wird, dass die Mutter seit über fünf Jahren mit der 

Adoptivmutter in umfassender und dauerhafter Lebensgemeinschaft 

nach Art einer Ehe lebe und zwischen den Vertragsteilen ein 

Mutter-Sohn-Verhältnis bestehe, dem die beabsichtigte Adoption 

Rechnung tragen solle.  

 

 Mit dem vorliegenden Antrag nach Art. 140 Abs. 1 letzter 

Satz B-VG beantragen die beiden Vertragspartner und die Mutter 

des Antragstellers die Aufhebung des das Erlöschen der Be-

ziehungen zum leiblichen Elternteil verfügenden zweiten Satzes in 

Abs. 2 des § 182 ABGB, in eventu des ganzen Abs. 2, allenfalls in 

Verbindung mit anderen Bestimmungen über die Wirkungen der Adop-

tion oder aber des ganzen Abschnitts über die Annahme an Kindes 

statt. Der angegriffene zweite Satz des § 182 Abs. 2 ordne für 

den Fall der Annahme durch eine Wahlmutter das Erlöschen der 

nicht bloß in der Verwandtschaft an sich bestehenden familien-

rechtlichen Beziehungen zur leiblichen Mutter und deren Ver-

wandten an. Das führe zum gleichheitswidrigen Ergebnis, dass 

gleichgeschlechtlichen Paaren die Möglichkeit, durch Adoption des 

"Stiefkindes" eine gemeinsame Elternschaft herbeizuführen, ver-

sagt bleibe. 
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 Zugleich sei ihnen aber dadurch der Weg verschlossen, 

durch Einholung der zum Zustandekommen der Adoption erforder-

lichen gerichtlichen Bewilligung des Vertrages ein Gericht mit 

der Sache zu befassen, das diese Bedenken zum Anlass einer An-

tragstellung beim Verfassungsgerichtshof machen könnte: Das Ge-

richt würde nämlich ohne Anwendung der angegriffenen Vorschrift 

die Bewilligung erteilen müssen, sodass die verpönten Folgen 

einträten.  

 

 

II. Der Antrag ist unzulässig.  

 

 Nach Art. 140 Abs. 1 letzter Satz B-VG erkennt der Ver-

fassungsgerichtshof über die Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes 

unter anderem auch auf Antrag einer Person, die unmittelbar durch 

diese Verfassungswidrigkeit in ihren Rechten verletzt zu sein be-

hauptet, sofern das Gesetz ohne Fällung einer gerichtlichen Ent-

scheidung oder ohne Erlassung eines Bescheides für diese Person 

wirksam geworden ist.  

 

 Die angegriffene Bestimmung des ABGB knüpft an das Wirk-

samwerden der Annahme an Kindes statt die Rechtsfolge des Er-

löschens der familienrechtlichen Beziehungen zu jenem Elternteil, 

den der Annehmende ersetzt. Diese Rechtsfolge tritt mit Wirksam-

werden einer Adoption ohne weiteren gerichtlichen oder behörd-

lichen Akt ein.  

 

 Die Annahme an Kindes statt kommt ihrerseits aber erst 

mit gerichtlicher Bewilligung – wenn dann auch mit Wirksamkeit ab 

dem Zeitpunkt der vertraglichen Willenseinigung – zustande 

(§ 179a Abs. 1 ABGB). Das zur Bewilligung der Annahme berufene 

Gericht hat dabei zu prüfen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen 

einer Annahme an Kindes statt gegeben sind. Die gesetzlichen Be-

stimmungen gehen nun aber insgesamt davon aus, dass durch die 

Annahme an Kindes statt an die Stelle der leiblichen Eltern die 

Wahleltern treten, weshalb der angegriffene zweite Satz des § 182 

Abs. 2 für den Fall, dass das Wahlkind nur durch einen Wahlvater 
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oder eine Wahlmutter angenommen wird, die Beziehungen lediglich 

hinsichtlich des leiblichen Vaters oder der leiblichen Mutter 

erlöschen lässt. Ob die Gesetzeslage die Annahme eines Wahlkindes 

durch eine Wahlmutter anstelle des leiblichen Vaters und neben 

der leiblichen Mutter zulässt, hat nicht der Verfassungsgerichts-

hof zu prüfen. Die Lösung der Rechtsfrage, von der die Betroffen-

heit der Antragsteller abhängt, ist vielmehr Aufgabe des Bewilli-

gungsgerichts, das entweder den auf eine gemeinsame Elternschaft 

von leiblicher Mutter und Wahlmutter abstellenden Adoptionsver-

trag zu bewilligen oder die Bewilligung mit Hinweis auf das ge-

setzliche Hindernis zu versagen hat.  

 

 Gegen den die Bewilligung versagenden Beschluss können 

die Antragsteller die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Rechts-

lage vor das Instanzgericht bringen, das im Falle verfassungs-

rechtlicher Bedenken zur Antragstellung nach Art. 140 Abs. 1 B-VG 

berufen ist. 

 

 Es ist Sache der Antragsteller, die Absicht der Annahme 

des Wahlkindes durch eine Wahlmutter anstelle des Wahlvaters und 

neben der leiblichen Mutter klarzustellen und solcherart gege-

benenfalls die Abweisung des Antrages auf Bewilligung herbeizu-

führen (vgl. den vorgelegten Beschluss des Pflegschaftsgerichts 

vom 5. November 2001, mit dem die teilweise Übertragung der Ob-

sorge an die nunmehrige Wahlmutter zwecks gemeinsamer Obsorge mit 

der leiblichen Mutter abgewiesen wurde).  

 

 Der vorliegende Antrag ist daher in nichtöffentlicher 

Sitzung als unzulässig zurückzuweisen (§ 19 Abs. 3 Z 2 lit. e 

VfGG).  

 

Wien, am 14. Juni 2005 

Der Präsident: 

Dr.  K o r i n e k 

 

Schriftführer:  

Dr.  P a u s e r 


